
Stellung bezogen 
Präsidium steht zugunsten der Bürger 

Hockenheim. Wie die Bürger-
initiative Stille Schiene Ho-
ckenheim (www.biss-hocken-
heim.de) mitteilt, hat sie mitt-
lerweile die Auswertung der 
vom Karlsruher Regierungs-
präsidium vorgelegten, über 
150 Seiten umfassenden Stel-
lungnahme zur Anhörungsver-
anstaltung vom Juni 2015 abge-
schlossen und sich darüber 
auch bereits mit der Hocken-
heimer Stadtverwaltung ausge-
tauscht. An der zum Planfest-
stellungsverfahren „Anpassung 
Schallschutz Hockenheim' ge-
hörenden Anhörung nahmen 
ain3O. Juni etwa 120 vom Bahn-
lärm in Hockenheim betroffene 
Bürgerinnen und Bürger teil, 
die dabei jedoch kaum zu Wort 
gekommen seien. 

Der Bürgerinitiative zufolge 
sei die meiste Verhandlungs-
zeit im Rahmen der Anhörung 
von Vertretern der Bahn für die 
Begründung ihres Ende 
2013 vorgelegten Planfeststel-
lungsantrags verwendet wor-
den. Mit besagtem Antrag be-
absichtige die Bahn, sich auf 
preiswerte und ineffiziente 
Weise ihrer vertraglichen Ver-
pflichtungen aus einem rechts-
gültigen Vertrag von 1981 frei-
zukaufen, wogegen sich sowohl 
die Hockenheimer Stadtver-
waltung, als auch etwa 700 Be-
troffene im Laufe des Verfah-
rens durch entsprechende Ein-
wendungen zur Wehr setzten. 
Der Vorstand der Hocken-

heimer Bürgerinitiative habe 
nun festgestellt, dass das Regie-
rungspräsidium als Anhö-
rungsbehörde in diesem Plan-
feststellungsverfahren offen-
sichtlich in sehr vielen Punkten 
zu den gleichen Schlüssen ge-
kommen sei, wie die Stadt Ho-
ckenheim und die Betroffenen. 
Das RP-Karlsruhe stellt in sei-
nem Gutachten fest, dass die 
Bahn offensichtlich so lange 
auf Zeit zu spielen versuche, bis 
sie von der Planfeststellungs-
behörde (EBA) oder durch Ge-
richtsbeschluss gezwungen 
werde, ihre Verpflichtungen 
einzuhalten. Dabei zerpflücke 
das Regierungspräsidium die 
Argumentationslinie der Bahn 
sowohl hinsichtlich ihrer 
grundsätzlichen Annahmen 
und den daraus abgeleiteten 
Schlussfolgerungen als auch im 
Hinblick auf die Details ihrer 

Kosten-Nutzen-Analyse de 
betrachteten Varianten V0 
und V12. Es appelliere an di 
Bahn, sich einer einvernehmli 
chen Lösung auf der Basis de 
V12 nicht länger zu widersetzer 
und empfehle der Stadt Ha 
ckenheim, andernfalls auf ein 
zeitlich befristete Geschwin 
digkeitsbeschränkung 	au 
30km/h hinzuarbeiten, die - 
falls sie denn käme - die Bahr 
vermutlich sehr rasch zum Ein 
lenken zwingen würde. 
Schon im Laufe der Anhö 

rungsveranstaltung sei deut 
lich geworden, dass die Bahr 
jegliche Diskussion über ein 
mögliche Geschwindigkeitsbe 
schränkung kategorisch ab 
lehnt. Unter Hinweis auf dh 
enormen Auswirkungen, dh 
eine solche Geschwindigkeits• 
beschränkung im Bereich Ho 
ckenheim für den gesamter 
südwestdeutschen Güterver• 
kehr hätte, halte die Bahn ein( 
solche Maßnahme rechtlich füi 
keinesfalls durchsetzbar. Den 
halte das Regierungspräsidiun 
in unerwarteter Deutlichkei 
entgegen, dass bei einem er.  
neuten Gerichtsverfahren ein 
Geschwindigkeitsbeschrän-
kung als befristete aktive Lärm 
schutzmaßnahme bis zur Etab 
lierung eines ausreichender 
baulichen 	Lärmschutze 
durchaus auferlegt werder 
könnte. 
Die Anhörungsbehörde spre 

che sich in ihrem Gutachter 
unmissverständlich für ein( 
zeitlich befristete Geschwin- 
digkeitsbeschränkung 	au 
30 Kilometer pro Stunde aus 
Durch eine solche Maßnahme 
würde der Druck auf die Bahr 
massiv erhöht, zügig ein 
Lärmschutzvariante umzuset 
zen, die eine nachhaltige Ver-
besserung der Lärmsituatior 
für Hockenheim bewirke. Au-
ßerdem stellen die Vertretei 
des Regierungspräsidiums ir 
ihrer Stellungnahme fest, das 
die Bahn die Anforderunger, 
des Umwelt-Leitfadens des Ei-
senbahn-Bundesamts nichi 
vollständig erfüllt habe, wes-
halb dervon der Bahnvorgeleg-
te Planfeststellungsantrag au 
Sicht der Anhörungsbehörck 
durch das EBA schon aus for-
malen Gründen wie vorliegenc 
nicht genehmigt werden dürf- 
te. 	 z 


